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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach dem sich der Haushaltsausschuss bereits mit den Einzelplänen befasst 

hat, findet in der kommenden Woche die sog. Haushaltswoche im Deutschen 

Bundestag statt. Unsere Fraktion steht für solide Finanzen, das ist unser Mar-

kenkern. Trotz einer abflauenden Konjunktur werden wir auch für das nächste 

Jahr keine neuen Schulden machen. Gleichzeitig benötigen wir eine Generalre-

vision, um zu prüfen, wo der Staat inneffizient wirtschaftet und wo deshalb 

nachjustiert werden muss. Ich bleibe aber dabei, dass es keine neuen Steuern 

geben darf. Dafür werde ich mich in Berlin einsetzen! 

  

Der Wahlsonntag in Sachsen und Brandenburg hat gezeigt: Der bundesweite 

Trend für die CDU läuft in eine Richtung, die uns nicht gefallen kann. Der Ver-

trauensverlust der letzten Zeit ist auch nicht mit einem großartigen Wahl-

kampf wett zu machen. Es wird sich gerade auch in den kommenden Monaten 

zeigen, ob wir den Trend aufhalten können und wieder zur alten Stärke kom-

men können. Von der sächsischen Union können wir die positiven Effekte mit-

nehmen: Diskussionsprozesse führen, Präsenz zeigen und mit den Menschen 

in den Dialog kommen õ Das schafft Vertrauen. 

 

Herzlichst 

  

www.thorsten -frei.de  
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Vermögenssteuer würde Deutschland schaden 
 

 
 
Mit ihrem Beschluss zur Widereinführung einer Ver-

mögenssteuer zeigt die SPD einmal mehr, dass sie die 
Zeichen der Zeit verkennt und treffsicher Politik vor-
bei an den Interessen Deutschlands macht. Die Vor-
zeichen für einen wirtschaftlichen Abschwung ver-

dichten sich. Es drohen Kurzarbeit und Entlassungen. 
Solche Entwicklungen könnten durch eine Vermö-
genssteuer beschleunigt werden. Insbesondere die 

damit verbundene Substanzbesteuerung von Unter-
nehmen könnte die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands weiter belasten. Das Institut der deutschen 

Wirtschaft warnt zu Recht, dass das Vorhaben der 
SPD für viele Firmen wie eine deutliche Steuererhö-
hung wirken würde. Die Zeche würden am Ende die 
Arbeitnehmer zahlen, wenn deshalb Unternehmen 

ins Straucheln geraten würden. Angesichts reduzier-
ter Unternehmenssteuern in den USA und Dumping-
methoden aus Fernost wäre es vielmehr angezeigt, 

dass wir unsere Unternehmen entlasten und die Un-
ternehmenssteuern senken. Unser Unternehmens-
steuerrecht muss international wettbewerbsfähig 

sein. Darüber hinaus sollte die SPD nicht wieder die 
alte Gerechtigkeitsleier spielen. Natürlich besitzen 
die wohlhabendsten 10 Prozent der Privathaushalte 
mehr als 60 Prozent des privaten Vermögens. Aber 

genau diese 10 Prozent kommen im gleichen Maße 
schon heute für das Gesamtsteueraufkommen und 
damit für den staatlichen Zusammenhalt bzw. unse-

ren Sozialstaat auf. Eine Vermögenssteuer, die zu-
sätzlich zum bereits heute bestehenden Spitzensteu-
ersatz für Spitzenverdiener ab 250.000 EUR einge-

führt würde, wäre das falsche Signal an alle Leistungs-
träger in unserem Land. Leistung muss sich lohnen 
und nicht kriminalisiert werden. Deshalb lehne ich die 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer ab. 

Wir müssen die Lebensmittelverschwendung wei-

ter eindämmen 

 

 
 
Lebensmittel sind bei uns zum Glück im Überfluss 

auch für den kleinen Geldbeutel verfügbar. Doch das 
große und günstige Angebot verleitet viel zu oft, wäh-
lerisch zu werden. Eine kleine Druckstelle, ein nur 
kurz abgelaufenes Mindesthaltbarkeitsdatum õ und 

schon landen Lebensmittel in der Tonne, die eigent-
lich noch nutzbar wären. Pro Kopf und Jahr wirft in 
Deutschland jeder Mensch rund 55 Kilogramm ein-

fach in den Hausmüll. Damit muss Schluss sein. Aber 
nicht nur in Privathaushalten werden Lebensmittel 
verschwendet, sondern entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette Kette: in der Landwirtschaft, der 
Produktion, der Gastronomie und im Handel. Das kos-
tet nicht nur Geld, sondern auch wertvolle Ressour-
cen wie Wasser und Energie. Etwa 820 Liter Wasser 

sind beispielsweise geflossen, bis ein Kilogramm Äp-
fel verzehrfertig im Supermarktregal liegt, 5.000 Liter 
werden zur Herstellung eines Kilogramms Käse ge-

braucht. Unser Ziel ist es daher, die Lebensmittelab-
fälle bis 2030 um die Hälfte zu reduzieren. Genau wie 
beim Klimaschutz muss Deutschland auch bei der Ver-

meidung von Lebensmittelabfällen Vorreiter werden. 
Dies sehe ich als unsere Pflicht als wohlhabendes In-
dustrieland. Zumal die Vermeidung von Lebensmit-
telabfällen am Ende auch aktiver Klimaschutz ist. Da-

rum hat die Bundesregierung zu Beginn des Jahres die 
Nationale Strategie zur Reduzierung der Lebensmit-
telverschwendung beschlossen. Damit wollen wir die 

Lebensmittelverschwendung bis 2030 auf Verbrau-
cher- und Einzelhandelsebene halbieren. Der Erfolg 
hängt aber von jedem Einzelnen ab und beginnt im 

Kleinen. Haben Sie innovative Ideen, wie wir besser 
mit unserem Essen umgehen können? Dann bewer-
ben Sie bei dem von Bundeslandwirtschaftsministerin 
Julia Klöckner bereits zum fünften Mal ausgelobten 
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T¨¡vw¦£¥w{¦ ćl¨ y¨§ xÑ¥ v{w f¢¡¡w3÷@ T{¦ ­¨  13. Ok-
tober 2019 können sich Unternehmen, Initiativen, Or-

ganisationen, Vereine, Behörden und Einzelpersonen 
mit konkreten Ideen, Produkten und Visionen zur Ver-
meidung von Lebensmittelverschwendung bewerben. 

Prämiert wird in den fünf Kategorien Digitalisierung, 
Landwirtschaft & Produktion, Handel, Gastronomie 
sowie Bildung & Gesellschaft. Ich würde mich sehr 
darüber freuen, im kommenden Jahr einen Preisträger 

aus meinem kreativen und innovativen Wahlkreis in 
Berlin empfangen zu können. 
 

Gegen zu hohe Mieten hilft nur bauen, bauen, 

bauen 

 

 
 
Bezahlbarer Wohnraum ist überall knapp geworden. 

Das spüren wir auch bei uns in der Region. Es ist im-
mer schwieriger eine passende neue Wohnung oder 
gar ein Häuschen zu finden õ egal ob zur Miete oder 
zum Kauf. Umso mehr haben mich die von der linken 

Bausenatorin in Berlin vorgelegten Ideen erschüttert, 
wonach die Mieten auch in Bestlagen auf eine maxi-
male Nettokaltmiete von 7,97 EUR abzusenken sind. 

Dreißig Jahre nach der Wende will Frau Lompscher of-
fenbar in Berlin wieder die sozialistische Planwirt-
schaft einführen. Dies halte ich für wohnungswirt-

schaftlichen Irrsinn und ein Bürokratiemonster, mit 
dem mehr neue Probleme geschaffen als gelöst wer-
den. Statt für Personal in den Bauämtern und schnel-
lere Baugenehmigungen zu sorgen, müsste ein Heer 

von Beamten künftig Verträge und Eigenbedarfe auf-
wendig prüfen. Statt ein Konzept für wirksamen sozi-
alen Wohnungsbau vorzulegen, werden faktisch nur 

Eigentümer kriminalisiert. Damit wird aber keine ein-
zige zusätzliche Wohnung geschaffen. Vielmehr wer-
den jegliches Vertrauen und jeder Bauanreiz erstickt. 

Ohnehin halte ich die Vorschläge für verfassungswid-
rig, so dass wir einen Gang vor das Bundesverfas-

sungsgericht prüfen sollten. Es fehlt schon an der Lan-
deskompetenz. Außerdem hat das Bundesverfas-

sungsgericht gerade erst in seinem jüngsten Be-
schluss zur Mietpreisbremse daran erinnert, dass der 
Gesetzgeber die schutzwürdigen Interessen der Ei-

gentümer und Gemeinwohlbelange in einen gerech-
ten Ausgleich und ein ausgewogenes Verhältnis brin-
gen muss. Das kann ich hier nicht erkennen. Hinzu 
kommt: Für den Mieterschutz haben wir uns auf Bun-

desebene soeben erst umfassend in der Koalition ver-
ständigt und werden dies im Herbst umsetzen. Bei al-
ledem bleibt aber der Befund: Gegen zu hohe Mieten 

hilft nur eins wirklich nachhaltig: bauen, bauen und 
nochmals bauen. Auch dafür haben wir in der Koali-
tion im August auf umfangreiche Maßnahmen wie 

beispielsweise die Verlängerung der Ausnahmerege-
lung des § 13b Baugesetzbuch verständigt. 
 
Gambia als Musterbeispiel für Migrationszusam-

menarbeit mit Afrika  

 

 
 
Auch wenn absehbar auch in diesem Jahr weniger als 
200.000 neue Asylbewerber nach Deutschland kom-

men werden, ist das Thema Migration nach wie vor 
entscheidend für die Menschen. Alle Verlautbarun-
gen und Bemühungen, um auf europäischer Ebene ge-

meinsam Fortschritte und Kompromisse für eine kon-
sistente und funktionierende EU-Migrationspolitik zu 
erreichen, sind bisher fehlgeschlagen. Die Interessen-
unterschiede der 27 Mitgliedsstaaten sind zu groß, 

die Kompromissbereitschaft zu klein. Hier braucht es 
nach Ansicht von Gerald Knaus, dem Vorsitzenden 
des Berliner Think Tanks "European Stability Initiative 

(ESI)", neue Impulse und Wege, um aus der Sackgasse 
herauszukommen. Knaus, der auch als Kopf hinter 
dem Türkei-EU-Flüchtlingsabkommen gilt, sieht vor 

allem auf Seiten Deutschlands großen Handlungs-
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druck, da Deutschland die meisten Lasten der Migra-
tion trägt. Während Griechenland, Italien und Spa-

nien zwar am lautesten klagen, nehmen sie im Gegen-
zug kaum neue Flüchtlinge auf. Die drei Mittelmeer-
anrainer gewähren Menschen aus Afrika und Asien 

kaum oder im Falle Spaniens gar kein Asyl, was wiede-
rum dazu führt, dass fast alle Migranten weiter nach 
Frankreich und Deutschland zögen. In diesem Zusam-
menhang stellte mir Gerald Knaus seine aktuellen 

Studien und Schlussfolgerungen zu den Migrations-
herausforderungen insbesondere mit Westafrika vor. 
Am Beispiel Gambias, das er kürzlich für politische 

Gespräche besuchte, skizzierte er, wie Deutschland 
mit den Staaten Afrikas wirksame Migrationsabkom-
men schließen könnte. Dabei betonte er, dass solche 

Abkommen für beide Seiten einen Mehrwert haben 
müssten. Im Falle Gambias wären dafür bilaterale Ent-
wicklungsprojekte, die es derzeit nicht gebe, Qualifi-
zierungsmöglichkeiten für Gambianer, die bereits in 

Deutschland sind, und auch legale Migrationskorri-
dore notwendig. Umgekehrt müsse sich Gambia be-
reit erklären, jeden straffälligen Asylbewerber zurück-

zunehmen, uneingeschränkt bei der Verhinderung il-
legaler Migration, bei der Identitätsfeststellung und 
der Passersatzbeschaffung mitzuwirken und die Be-

völkerung über Migrationsrisiken und Schwierigkei-
ten zu informieren. Ein solches Modellprojekt der 
Migrationszusammenarbeit wäre auch aus meiner 
Sicht vor allem für Baden-Württemberg von großem 

Interesse, da fast alle Gambianer, die seit 2015 nach 
Europa gekommen sind, heute in unserem Bundes-
land leben. Unabhängig davon kommt es aber auch 

darauf an, dass man mit einer solchen Vereinbarung 
nicht den Eindruck erweckt, dass ein Spurwechsel von 
illegaler Migration zu Legalität durch Arbeit führt. Die 

damit einhergehenden Signale könnten einen neuen 
Migrationssog entwickeln. Trotzdem steht auch für 
mich außer Frage, dass Deutschland weiter proaktiv 
handeln muss, wenn es auf europäischer Ebene sto-

cke. Deshalb stehe ich den Vorschlägen der ESI sehr 
offen gegenüber. 
 

Viele Wünsche in Blumberg realisiert 

 

 

Blumbergs Wirtschaftskraft ist gut und man hat hier 
auch Antworten auf den demografischen Wandel mit 

dem Bau von altersgerechten Angeboten gefunden. 
Davon konnte ich mich bei meinem Besuch bei Bür-
germeister Markus Keller und vielen Gemeinderäten 

überzeugen. Projekte und Wünsche gibt es natürlich 
weiterhin. Man hofft in den Talgemeinden rund um 
den Stadtteil Achdorf auf einen raschen Ausbau des 
Breitbandnetzes. In der Kernstadt stehen der weit 

über 20 Millionen Euro teure neue Schulcampus und 
die Stadionsanierung an. Für beide Projekte erhofft 
sich Bürgermeister Keller finanzielle Unterstützung 

von Bund und Land, ebenso für den Breitbandausbau 
in den Ortsteilen. Deutlich verbessert haben sich die 
Perspektiven für die B27-Umfahrung Randen. Und 

auch bei der schwieriger zu realisierenden Umfah-
rung Zollhaus registriert Keller positive Signale beim 
Regierungspräsidium. Generelle Lockerungen im 
Baurecht erhofft man sich ebenfalls, um der großen 

Wohnungsnachfrage nachkommen zu können. 
 
Dynamische Entwicklung in Donaueschingen 

 

 
 
Für mich ist Donaueschingen weiterhin das Ideal, 
wenn es um die Umsetzung von geförderten Bundes-
programmen geht. Wenn ich allein an die Kleinkind-

betreuung denke, wurde hier viel und schnell umge-
setzt. Davon konnte ich mich bei meinem Besuch bei 
OB Erik Pauly, Bürgermeister Severin Graf und Ge-

meinderäten in der Donaustadt einmal mehr überzeu-
gen. In einer kurzen Diskussion um gleichwertige Le-
bensverhältnisse in Stadt und Land betonte ich, dass 

ich gegen die Übernahme von Altschulden und für 
eine deutliche Aufstockung der Städtebauförderung 
bin. Denn die Kommunen können dann selbst ent-
scheiden, wofür sie das Geld verwenden wollen. Trotz 

Konversionsgelände, in dem ein weiterer Kindergar-
ten gebaut wird, tut man sich auch in Donaueschin-
gen schwer, neues Bauland auszuweisen. Diskutiert 
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wurde auch über den stockenden sozialen Wohnungs-
bau. Ich bedauerte, dass der Bund hier jährlich bis zu 

zwei Milliarden an die Länder zahlt, das Geld aber oft 
anderweitig eingesetzt wurde. 
 

Unterkirnach auf gutem Weg 

 

 
 

Auf gutem Weg sehe ich die Gemeinde Unterkirnach, 
obwohl mit der Firma Wahl der größte Gewerbesteu-
erzahler einen Umzug nach St.Georgen-Peterzell 
plant. Diesen Eindruck erhielt ich bei meinem Besuch 

bei Bürgermeister Andreas Braun. Ein neues Bauge-
biet, das oberhalb der Ferienanlage erschlossen wird, 
sowie die Verdoppelung der Kinderzahlen in Kinder-

garten und Grundschule binnen weniger Jahre weisen 
nach einer in der Vergangenheit gesunkenen Einwoh-
nerzahl nun wieder auf eine positive Entwicklung hin. 

Abgerundet wurde der Gemeindebesuch mit einem 
interessanten Gespräch mit Busunternehmer Mathias 
Merz. Wir waren uns einig, dass der ÖPNV in der wei-
teren Klimadiskussion eine wichtige Rolle spielen 

wird. Ein Ausbau sei aber mangels Busfahrern gar 
nicht so einfach, meinte Merz. Was Bürgerengage-
ment bewirken kann, erlebte ich noch bei einer Fahrt 

ins nahe Groppertal, wo sich Anlieger zu einer Grab-
gemeinschaft für einen schnelleren Breitbandan-
schluss zusammengefunden haben. 

 
Über 90 Zuhörer beim CDU-Seniorennachmittag 

 

 

Vor über 90 Besuchern beim CDU-Seniorennachmit-
tag in Donaueschingen sprach ich kurz über die aktu-

elle Politik. Dabei ging es unter anderem um die wirt-
schaftliche Situation, den Wohnungsmangel, das 
neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz oder die gere-

gelte Rückführung von abgelehnten Asylbewerbern. 
Ich betonte die gute Lage im Land mit Rekordsteuer-
einnahmen, -investitionen bei sehr geringer Arbeits-
losigkeit. 

 
Losfee für den Eichberg-Cup in Blumberg 

 

 
 

Der Eichberg-Cup, ein internationales Fußball-Hallen-
turnier für U15-Teams in Blumberg, hat sich in den 
vergangenen neun Jahren enorm entwickelt. In die-
sem Jahr zog ich für die Gruppeneinteilung die Ver-

eine aus der Lostrommel. Darin fand sich eine Reihe 
Teams von Bundesligaclubs. Ich attestierte den Ma-
chern vom SV Fützen und dem VfL Riedböhringen 

eine supertolle Veranstaltung durch eine ehrenamtli-
che Spitzenleistung. 
 

Dialog zur Umsetzung der EU-Feuerwaffenrichtli-

nie 

 

 
 
Zur Umsetzung der neuen EU-Feuerwaffenrichtlinie 
muss auch das deutsche Waffenrecht angepasst wer-

den. Dies soll im Herbst geschehen. Die Anhörung der 
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Verbände zu den geplanten Änderungen spiegelte ei-
niges an Kritik. Diese äußerte auch Geschäftsführer 

Ingo Meinhard vom Interessenverband Deutscher 
Büchsenmacher und Waffenfachhändler bei einem 
Gespräch in der Büchsenmacherei von Monika Matyja 

in Mönchweiler. Deutschland habe ein gutes Waffen-
recht. Dieser Ansicht will ich nicht widersprechen. Ich 
sehe die Probleme im Umgang mit Waffen weniger 
bei den Jägern oder Sportschützen, sondern im illega-

len Waffenhandel, der vor allem übers Internet stark 
zugenommen hat. 
 

St. Georgen wünscht sich Ringzuganschluss 

 

 
 
Im Mittelpunkt des Gesprächs bei Bürgermeister Mi-
chael Rieger und einer Räte-Runde in St. Georgen 

standen der gewünschte Ringzug-Anschluss mit drei 
Haltestellen in Peterzell, im Industriegebiet und am 
Bahnhof, der weitere Glasfaserausbau, die Innen-

stadtsanierung für über 30 Millionen Euro sowie eine 
Nachhaltigkeitswoche, die 2020 ihre Premiere feiern 
soll. Mich freut es, dass die Bergstadt neben einer 

starken Wirtschaft nun auch wieder stabile Einwoh-
nerzahlen vorzuweisen hat. Gerne würde man als 
Stadt weiter wachsen, doch es sei sehr schwer, Inves-
toren für den Mietwohnungsmarkt zu finden, weil das 

Mietniveau deutlich niedriger sei als in Villingen-
Schwenningen oder Bad Dürrheim. Natürlich wünscht 
man sich in St. Georgen für millionenschwere Investi-

tionspläne auch Unterstützung von Bund und Land. 
Diese sagte ich mit Hinweis auf die wachsende Zahl 
an Bundesprogrammen, etwa für den Breitbandaus-

bau, Kinderbetreuung oder Schuldigitalisierung, zu. 
Abgerundet wurde der Besuch mit einem Blick in das 
in der Region einzigartige Technologiezentrum (TZ), 
das seit nunmehr 34 Jahren in enger Zusammenarbeit 

mit der Hochschule Furtwangen jungen Gründern auf 
die die Beine hilft und diese bei der Unternehmens-
entwicklung begleitet. 

 

Binder GmbH in Tuttlingen beeindruckt 

 

 
 
Auf Einladung der weltweit sehr erfolgreich agieren-

den Binder GmbH, Tuttlingen, habe ich Einblicke in 
ein sehr innovatives Unternehmen außerhalb meines 
Wahlkreises erhalten, das stolze neun Prozent seines 
Umsatzes in Forschung und Entwicklung investiert. 

Damit zählt Binder zu den Top 10 der innovativsten 
Mittelständler Deutschlands. Die hohe Innovations-
kraft des Herstellers von hochtechnisierten Simulati-

onsschränken für Automotive, Biotechnologie, Che-
mie oder Halbleiterindustrie lässt sich 36 Jahre nach 
Gründung in markanten Zahlen herauslesen. Binder 
hat eine Exportquote von 80 Prozent, liefert in 135 

Länder und erwirtschaftet mit rund 400 Mitarbeitern, 
350 davon am Stammsitz Tuttlingen, rund 75 Millio-
nen Euro. 

 

Auf Kurzbesuch in Wolfach 

 

 
 
Auf meiner Sommer-Tour schaute ich auch bei Wol-

fachs Bürgermeister Thomas Geppert vorbei. Auf der 
Zielgeraden befindet sich die Sanierung der Schloss-
halle. Für knapp 900 000 Euro, die zur Hälfte gefördert 
werden, wird das Gebäude modernisiert und heutigen 

Ansprüchen angepasst. Nochmals Werbung machte 
ich für den Breitbandausbau im Kinzigtal. Für die 
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Kommunen im Oberen Kinzigtal ist das schnelle Netz 
ein wichtiger Standortfaktor für eine wirtschaftlich 

erfolgreiche Zukunft. Die aktuell bis zu 90-prozentige 
Förderung von Bund und Land sollte sich Wolfach 
nicht entgehen lassen. 

 
Beeindruckt von Hornbergs Entwicklung 

 

 
 
Hornberg hat sich in meinen Augen seit Fertigstel-

lung der Tunnelumfahrung enorm entwickelt. Dieser 
Eindruck erhärtete sich bei meinem Besuch bei Bür-
germeister Siegfried Scheffold. Doch mit der Stadtsa-

nierung und Aufwertung des 4300 Einwohner zählen-
den Städtchens ist man hier noch lange nicht fertig: 
Der Schlossberg rund um die Burgruine soll aufgewer-
tet und die Schule saniert werden. Auch die in den 

1940er-Jahren erbaute Stadthalle steht vor einer Sa-
nierung und Erweiterung um zwei flankierende An-
bauten, wenn das Denkmalamt mitspielt. Im Beisein 

der Fraktionsvertreter machte ich auch hier Werbung 
für den raschen Glasfaserausbau. Mehr Flexibilität bei 
der aktuell gültigen Arbeitszeitregelung im Gastge-

werbe wünscht sich der Bürgermeister. An der CDU 
liege die Erfüllung dieses Wunsches nicht, machte ich 
deutlich. 
 

Gedenkfeier in Schonach für Bildhauer Klaus Ring-

wald 

 

 
 

Seine Plastiken sind in vielen Kirchen und im öffentli-
chen Raum präsent, seine Köpfe für ihre Ausdrucks-

kraft geschätzt. Bereits Ende 2011 ist der Schonacher 
Künstler Klaus Ringwald verstorben. Am 6. August 
wäre er 80 Jahre alt geworden õ Anlass für die Ge-

meinde, Leben und Werk des Bildhauers zu würdigen. 
Mit der kurzen Ansprache von Bürgermeister Jörg 
Frey und der ausgesprochen gelungenen Würdigung 
durch Dr. Werner, ist das in meinen Augen sehr gut 

geglückt. 
 
Gutacher wünschen sich Bahnhalt der Schwarz-

waldbahn 

 

 
 
Dankbar zeigte sich Bürgermeister Siegfried Eckert 

bei meinem Besuch im Gutacher Rathaus angesichts 
w{¡w¥ ćzw¥©¢¥¥syw¡vw¡ T¨¡vw¦¦§¥sÙw¡¦s¡{w¥¨¡y÷ xÑ¥ 
700 000 Euro. Der neue Flüsterasphalt soll einige De-
zibel Beruhigung bringen. Ob das von Gutachern an-

gedachte Tempo 30 in den Nachtstunden kommen 
wird, ist noch offen. Entlastung soll auch eine Verbes-
serung des ÖPNV in Gutach bringen. Eckert und die 

beim Besuch anwesenden Gemeinderäte wünschen 
sich gleich zwei Halte der Schwarzwaldbahn oder 
mehr öffentliche Busse zum nächsten Bahnhof. Die 

neue Haltestelle der Ortenau-Bahn beim Vogtsbau-
ernhof-Museum sei zwar prinzipiell ein Gewinn, doch 
für den Tourismus brächte der Stopp der Schwarz-
waldbahn deutlich mehr, hieß es. Für die Gutacher 

selbst liegt dieser Halt zu weit abgelegen, weshalb 
man sich auch einen ortsmittigen Zug-Halt wünscht. 
Auch der störende Bahnübergang, der die Bundes-

straße 33 kreuzt, soll endlich durch eine Unterfüh-
rung beseitigt werden. Mit einem spannenden Ein-
blick in die revolutionäre 3-D-Produktionstechnik bei 

ćVE W«£w¥§¦÷ ª¨¥vw vw¥ Tw¦¨uz styw¥¨¡vw§@ 
 
 
 

 
 
 


